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Gin Volksblatt.
Bis Mitte J .inu.ir erscheint Dienstags und Freitags cine Nummer in Bogen, dann drei Mal wöchentlich— Dienstags, Donnerstags

und Sonnabends. Der VorauSbczahlungSpreis  beträgt für das Quartal 48 Grote.

IX. MrAMx . Freitag , den 16 . Januar 1852 . 5.

Die Militärkosten.
Für das Militär , diesen Krebsschaden , an dem

die Steucrkraft des Landes erlahmt , der Staat ver¬

armt und durch welchen Alles verschlungen wird , was

bestimmt sein müßte für öffentliche Anstalten , die das
Wohl und Wohlleben der Staatsbürger befördern , —

zu den verhaßten Militärausgaben  fordert das
Staatsministerinm für die Jahre 1852 , 1853 nnd

1854 zusammen nahe an crchtmalhunderttnusend
Thaler ( nämlich 765,598 Rthlr .) .

Die enorme Summe fordert zu ernstem Nachdenken
auf , und der Gedanke , daß sie für drei Jahre ( !)

vom Landtage bewilligt werden könnte ( — was
hoffentlich doch nicht geschehen wird — ) , ist so trost¬
los und es würden dadurch so viele langgenährte Hoff¬

nungen des Landes auf eine bessere Zukunft unerbitt¬
lich zu Grabe getragen werden , daß die Gründe , welche
vom Ministerium für die dreijährige Bewilligung an¬

geführt sind , der öffentlichen Besprechung nicht vorcnt-

halten werden dürfen . Diese Gründe sind eines Thcils

aus den Bestimmungen des Staatsgrundgesetzes ab¬

geleitet , andern Theilö — ( man staune !) — Gründe
der Zweckmäßigkeit.

In der ersten Beziehung wird gesagt:
»Nach der ausdrücklichen Bestimmung des Art . 217

des Staatsgrundgesetzcs soll der StaatshanShaltöbc-
darf jedesmal für die nächstfolgende Finanzpcriodc
festgesetzt werden . Die Finanzperioden  müssen
nothwendig den für die ordentlichen Landtage durch
den Art . 166 des Staatsgrundgesetzcs vorgeschriebcnen !

Perioden entsprechen , befassen mithin für die ersten

drei Jahre nach Erlassung des Staatsgrundgesetzcs
die 3 Kalenderjahre 1849 , 1850 und 1851 , mit 1852

anfangend , aber immer 3 Kalenderjahre ." — ( Haben
wir denn schon einen einzigen ordentlichen Landtag

hinter uns ? Noch keinen ! Keiner ist in Ordnung s

u Ende gekommen .) — „ Damit übereinstimmend !

zd die Voranschläge 1849 dem 1. allgemeinen Land - j

tage am 15 . August 1849 , für 1850 dem dritte»

allgemeinen Landtage am 18 . Februar 1850 und für
1851 dem 4 . allgemeinen Landtage am 22 . Januar
1851 vorgel egt  worden ." — (Vorgclegt — o

ja!  Aber zu Stande gebracht ? Kein einziger !) —

„Eine Beschränkung des jetzt vorzulegenden Vor¬

anschlags auf das Kalenderjahr 1852 würde daher
cine anderwcitc Normirnng der Finanzperioden vor-

hergehcn müssen . Wollte man nun auch annehmen,
dies könne durch eine veränderte Bestimmung dcrLand-

tagspcriodcn geschehen , welche nach Art . 166 des

Slaaksgrnndgesctzes der Gesetzgebung überlassen ist,
so würde ein solches Gesetz , welches die jetzt ( ?) begin¬

nende 3jährigc Finanzpcriodc für den Staatshaushalt
des Großhcrzogthnms in eine einjährige verändern
sollte , doch nicht ohne Zustimmung der drei Provinzial¬

landtagc vereinbart " — ( Schon wieder das fatale
Wort „ vereinbart " ?) — „ werden können . Für die
gemeinschaftlichen Ausgaben des Großhcrzogthnms
können nämlich keine andere , wenigstens keine kürzere
Perioden gelten , als für den Staatshaushalt der

! einzelnen Provinzen , weil deren Beiträge zu den ge¬
meinschaftlichen Ausgaben des Großhcrzogthnms in

die Provinzial - Voranschläge anfgcnommen werden

müssen , damit die Provinzial -Landtagc über die Anf-

bringungswcisc derselben beschließen ( Art . 202 des

Staatsgrundgesetzcs ) , dadurch der Staatsrcgicrnng
die Mittel zur Bestreitung der mit dem allgemeinen

Landtage festgesetzten Ausgaben wirklich bereit stellen
nnd somit das Finanzgesetz über die Ccntral - Ansgabcn
qes Großhcrzogthnms zum Abschlüsse gelangen und
vollzichbar werden kann ." — ( Wie ist cs denn in den
verflossenen 3 Jahren damit gegangen , wo » och gar

keine Provinziallandtagc gewesen sind ?) — „ Die Zu¬

stimmung .der Provinziallandtagc zu einer Abänderung
der Landtagspcriodcn aber ist für jetzt zu erlangen
nicht möglich ."

Soweit die rührende Verfassungsmässigkeit der
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ministeriellen Vorschläge, gegen deren entscheidendes
Gewicht uns doch allerlei sonderbare Bedenken auf-
stoßen. Sind wir nicht gerade daran und dabei, das
ganze Staatsgrundgcsctz von vorne bis hinten zu

'revidiren, und warum sollten bei dieser Gelegenheit
nicht auch jene Steine des Anstoßes zum Wohlc
des Landes beseitigt werden können?

Jetzt kommt die Zweckmäßigkeit!
„Abgesehen von diesen ans den Bestimmungen des

Staatsgrundgcsctzcs sich ergebenden Gründen, die
Staatsrcgierung auch unter den jetzt bestehenden Ver¬
hältnissen eine einjährige Finauzpcriode im gegen¬
wärtigen Falle" — (Ist dabei vielleicht auch an den
so sehr nach Wunsch ausgefallenen Landtag gedacht?)
— „nicht für zweckmäßig halten zu können. Wenn
nämlich— wie dies schon in der das Budget be¬
treffenden Vorlage vom 27. v. M . angcdeutct— die
Scheidung der gemeinschaftlichenAusgaben dcsGroß-
hcrzogthums von denjenigen der einzelnen Provinzen,
wie sic jetzt besteht, durch die bevorstehende Revision
des Staatsgrundgcsctzcs beseitigt oder wesentlich modi-
sicirt wird, so verliert die jetzt vorzunehmendc Fest¬
stellung des Staatshaushaltsbedarfs für das Groß-
hcrzpgthum ganz ihre Wirkung." — (Nun, und dann?
Muß denn das, was seine Wirkung verlieren soll,
grade etwasDreijährigcs gewesen sein?) — „Ge¬
schieht dies aber nicht, bleibt cs bei den jetzigen
Bestimmungen des Staatsgrundgcsetzes " —
(Gäbe cs gar keinen dritten  Weg ?) — „so ist cs
um so wünschenswcrthcr, zu längeren Landtagspcrioden
zu gelangen, da es nicht möglich ist, alljährlich vier
Landtage abzuhaltcn" — ( Wie weit sind wir Armen
davon noch entfernt!) — „ohne Nachthcil für die Aus¬
führung und Vorbereitung der mit den Landtagen ver¬
einbarten beziehungsweisedenselben vorzulegendcn
Gesetze, und den regelmäßigen fördernden Gang der
Verwaltung. Ein Nachthcil ist aber von längeren
Finanzpcriodcn nicht zu besorgen", — ( Die Kavallerie!
die Kavallerie!) — „da uöthigenfallö zu jeder Zeit
außerordentliche Landtage einbcrufeu werden können."

Was der Landtag zu Allem diesem sagen wird,
haben wir zu erwarten. Es mag aber recht gut sein,
daß die vertagten Herren Abgeordneten jetzt grade zu
Hause sind, um mit ihren Wählern sich über die Sache
besprechenzu können.

Drei sogenannte „Gegenbeobachtungen"
öcr Oldenburger Zeitung

Die Oldenburger Zeitung, diese Auskündigerci
der Rcactiou, dieses hörne Wamms der Unverschämt¬
heit, will dem Beobachter Unwahrheiten Nach¬
weisen? Das wäre das erste Mal ! Aber cs ist lächer¬
lich, mit der Frau Oldcnburgerin über Dinge zu reden,
die nicht zu ihrem Kram gehören, nämlich über Wahr¬
heit oder Unwahrheit! DaS ist eine Unterscheidung,

mit welcher sic sich nun einmal nicht abgibt. Nein,
will man von der Frau Oldcnburgcrin überhaupt reden,
was mau lieber so wenig als möglich thun sollte zum
Besten der öffentlichen Moral , so kann nur von ihren
begangenen Dnmmheiten .dic  Rede sein, denn diese
sind zahlreicher als ihre Spalten, und kolossal.

Also zu den drei Gegenbcobachtungcn, deren jede
ein ganzes Nest voll Dummheitenbirgt. Holen wir
einige davon zur Probe hervor!

Erste Dummheit:  Es soll nicht wahr sei», daß
der Beobachter dem sogenannten Volksfreundedas -
Garaus gemacht habe, „denn der Volksfrcuud
blühe in der Fülle der Gesundheit ." Glaubt
denn die Frau Oldcnburgerin, ihre Leser hätten nie
davon gehört und erfahren, durch welche Anstrengun¬
gen dem dürren Blatte wieder aufgcholfcn wurde,' als
es den Händen des Herrn Lambrecht entsunken war
und in die einer neuen Redaktion überging? hätten
die „Laterne" nicht gelesen und die Geschichte von den
Herren Sirupuö , Aron und LubinuS? wüßten nicht,
wie bald Herr Doktor Lübben nichts mehr damit zu
thun haben mochte? wie die Verlagshandlung hierauf
eine Weile ohne Ncdactcur sich abmühte? wie das edle
Kraut dann, lange Zvit hindurch ganz verwelkt dalag,
bis Herr Köhler die Redaktion auf vier Wochen über¬
nahm? und wie das Blättchen nun den früheren Abon¬
nenten unbestellt  wieder ins Haus geschickt wurde?
Will die Frau Oldcnburgerindas Gerücht widerlegen
von dem baarcn Zuschuß, welchen der Volksfrcund zur
Zeit des Ministeriums Buttel gehabt hätte? — oder
nennt sie das vielleicht„in der Fülle dcr Gcsun d-
heit blühen " , wenn von diesem sogenannten Volks-
srcunde jetzt noch nicht mal 3V Exemplare ins
Land versandt werden? nennt sie das etwa blühende
Gesundheit?! — Wir sind nicht so hartgesinnt, der
Frau Oldcnburgerineine ähnliche Blüthc zu wünschen.
Aber ob sic ihr nicht zu prophezeien ist bei ihrem jetzi¬
gen Treiben? das ist freilich eine andere Frage.

Z weite Dummheit:  Auch den „Neuen Blät¬
tern" hätte der Beobachter das Garaus nicht gemacht,
„denn die >e seien ja , wie der Beobachter
selbst sage , bei der Oldenburger Zeitung
unter die Schürze  gekrochen ."

Die gute Frau will nicht leiden, daß in Uuehreu
gesprochen werde von dem was sic unter ihrer Schürze
hat. Das ist natürlich; und ihr Herr Rüder mag klug
genug daran gcthan haben, untcrzukricchcn. Aber
will sic Helden unter der Schürze bergen, so muß sie
sich doch wohl gefallen lassen, daß es geschlagene
Helden sind. Denn es wäre mit Erlaubniß zu sagen,
eine Dummheit, zu glauben, daß ein siegreicher Held
unter die Schürze flicht. Wer unter die Schürze kriecht,
mit dem ist es rein aus!

Dritte Dummheit.  Der Beobachter soll Unrecht
daran gcthan haben, daß er sagte: das Ministerium



habe sich durch seinen Antrag wegen Veräußerung der
ehemaligen Wcnkescheu Besitzung zu guter letzt noch
eine Niederlage bereitet.

Wir fanden, daß cs nicht sehr wohl überlegt vom
Ministerium gewesen sei, eine Wiese verkaufen zu wol¬
len, welche nicht entbehrt werden kann, weil sie zu dem
auf 3 oder4 Landtagen mühsam zusammcugcsuchten
Domäncnbestandc gehört, welcher das Großherzoglichc
Krongnt bilden soll; — wir erinnerten uns daran, wie
Herr Klävemann im vorigen Landtage als Berichter¬
statter des damaligen Krongutsausschnsscs das Geständ-
niß abgelegt hatte, daß man sich aus Noth schon dazu
Härte verstehen müssen, dem Krongnte manches Stück
hinzuzulcgen, was zur Beförderung des inneren Wohl¬
standes eigentlich hätte zurückbchalteu werden sollen,
und wie derselbe dann (Seite 520 der stenographischen
Berichte) verzweiflungsvoll ausricf: „Ich wüßte nicht,
„was noch vorhanden wäre,  was Sic nehmen
„könnten!" — wir hielten deshalb den durchaus un¬
statthaften Antrag des Ministeriums für nicht wohl
überlegt; — wir wußten freilich wohl, daß der gutge¬
sinnte Ausschuß dem Ministerium die Pille der Verwei¬
gerung so viel als möglich überzuckert hatte und anstatt
die Zustimmung, welche die arme Seele unmöglich
ertheilcn konnte, geradezu zu verweigern, die feine Wen¬
dung gebraucht hatte, die Sache müsse bis zur definiti¬
ven Krongutsausscheidung ausgcsctzt  werden; —wir
hatten aber nicht gewußt, daß der Frau Oldenburgcrin
die Dummheit entfahren würde, sich dadurch täuschen
zu lassen oder ihre Leser damit  täuschen zu wollen;—
wir konnten am allerwenigsten denken, daß irgend ein
mit Menschenverstand begabtes Wesen die kolossale
Dummheit begehen könnte, den Mißgriff des Ministe¬
riums damit entschuldigen zu wollen: cs sei damals noch
nicht beabsichtigt gewesen, die Krongutsausscheidung
mit diesem  Landtage, den das Ministerium allerdings
mit nichts als mit der Beseitigung des Art. 242 behel¬
ligen wollte, zu vollende». Ist das ein Grund für die
Veräußerungder Wcnkescheu Besitzung? Sollte mau
es für möglich halten, daß so etwas gesagt und gedruckt
werden kann? Weil  die Krongutsangelegenheiterst
dem nächsten Landtage wieder vorgclcgt werden sollte,
darum  durfte bis dahin in GottcS Nmncn darauf los
verzettelt werden? ! Nein, liebe Frau Oldenburgcrin,
Sie sind doch noch einfältiger, als wir vcrmnthct haben,
und Ihre  Art, das Ministerium zu vcrthcidigeu, kann
demselben nur Schaden statt Nutzen einbringen.

Daß Sic schließlich der Meinung sind, das Land
behalte noch Domänen genug über, wundert uns nicht,
denn wir kennen Ihre, ?Opfermuts) für den Aufwand
des Hofstaats. Sollten Sic irgendwo einen Lappen
Wiesen- oder Ackerlandes entdeckt haben, welchcrKron-
gut werden kann und welcher dem Scharfblick des Herrn
Klävemann bisher entgangen ist, so seien Sie doch
mittheilcnd, gute Frau ! die Verlegenheit ist groß, wie
Sic gesehen haben und Sic schwatzen ja sonst so gern
aus, was Sie wissen. Wollen Sie aber dem Ministe¬

rium wirklich gute Dienste leisten, so begehen Sie doch
lieber nie wieder die Dummheit, die Krongntsangcle-
gcnheit aufs Tapet zu bringen. SchweigenSie ganz
davon. Die Sache macht nur böses Blut im Lande.

Vierte und gr 5ßtc Dummheit.  Denn eine
größere Dummheit, giebt cs wohl nicht, als es öffent¬
lich auszusprechcn, daß es die Herren Vorleben,
v. Finckh, Strackerjan, Doktor Janßen und Sclkmann,
welche in den Ausschuß über das Militärbudget gewählt
sind, in Schatten stelle, wenn man sie„Vertrauens¬
männer des Volks" nennt? Ist cs ferner nicht eine
monströse Dummheit, zu sagen: Der Beobachter hätte
cs nicht verschweigen sollen „daß Herr v. Finckh der
„einzige gewandte (?) Redner im Ausschuß
( !!!) ist? " In der That, wir hätten so grausam nicht
gegen die Anderen sein mögen, um das zu sagen. Und
wozu in aller Welt hätten wir es sagen solle»? Frau
Oldenburgcrin, lassen Sic Ihren wcrthen Puls fühlen;
Sie müssen im Fieber sein. Denn wie könnten Sie
bei gesunden Sinnen auf den Einfall kommen, cs ge¬
reiche einem Ausschüsse zur Empfehlung, daß Herr
von Finckh der einziac gewandte Redner in demselben
ist? Oder wollten Sie schlau andcutcn, der Ausschuß
werde deshalb bei der öffentlichen Debatte dem Wohl
des Landes nicht gefährlich werden können? Nein,
gute Frau Schwätzerin, gehen Sic ! die Polemik ist Ihre
Sache nicht. — Ob endlich Herr Selckmann Ministe-
rialasscssor oder Müller ist, gilt uns gleich, wir sind
nicht titclsüchtig. _
Warum der ulte Herr zu der nächsten

Landtagswahl ein so absonderliches
Gesicht machte.

Ich habe ihn darum befragt; er wollte aber nicht
mit der Sprache heraus. Statt dessen sagte er gcheim-
nißvoll: „Es gibt Leute, welche noch ministerieller
sind als die Minister", und erzählte mir Folgendes:

„Wenn ich Nachmittagsam Fenster meine Tasse
„Kaffee trinke, ergötze ich mich oft daran, dcm Heraus-
„strvmcn der Dorfjugend aus dem gegenüberliegenden
„Schulhausezuzusehcn, und was die Buben treiben,
„ist manchmal der Lauf der Welt im Kleinen, auch bei
„ihren Raufereien, die nicht ausblciben, gewöhnlich
„aber nicht so bedeutend sind, wie cs aussicht. Wenn
„aber Einer so erbost wird, daß er in blinder Wuth
„mit der Hand in die Gosse greift, um daraus zum
„Wurf nach seinem Gegner etwas hervor zu holen,
„dann hat er sicherlich recht tüchtig was abgckricgt
„und nicht gesiegt, denn so entartet ist sonst keiner.
„Daran mußte ich denken, als ich las, wie Herr Rüder
„dem Abgeordneten von Jcverland nichts Anderes
„mehr zu entgegnen wußte, als daß er dessen Wähler
„dadurch lächerlich machen wollte, daß ihre Wohnorte
„die Namen Dünkagcl, Moorwarfen, Hölzcrnwamms,
„BuSkohl und Auökündigcrei tragen. Was Manche
„über die „Kopfzahl" und das „rohe Volk" denken,
„wissen wir. Aber von einen„Gebildeten" hätte man
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„einen solchen desperaten Ausfall doch selbst in der
„höchsten Noth kaum erwarten sollen. Was werden
„dazu die Männer im Wahlkreise Brake sagen? nament¬
lich die von Klippkanuc, Hahnenknoop, Hammel-
„warden, Käseburg u. s. w. ?"

Ich wollte antworten, aber zu einem ruhigen Ge¬
spräch war heute Abend nicht zu gelangen, denn die
Anderen ließen von der auf dem Fortepiano liegenden
Partitur des Don Juan durchaus nicht ab, und:

„O, traut dem falschen Heuchler nicht!"
und:

„Der Kopf hat sehr gelitten!"
trällerten sie durcheinander.

„Haben sie neulich die Anzeige im Wochenblatt
„gelesen", fragte endlich Einer.

„„Die mit lateinischen Lettern?""
„Nein, die sind von einem anderen  Anwälte."

Oldenburg,  15 . Januar . — Mit dem heutigen
Tage tritt die durch das Gesetzblatt vom 10. d. M.
publicirte neue Post -Portotarc  ins Leben. Die
wesentlichen Bestimmungen derselben sind mit der der
Postvcrcinsstaaten übereinstimmend. — Ein einfachen
Brief unter 1 Loth kostet durch das ganze Herzogthum,
und auch nach Bremen, 2 /̂z Grote. — Ein Aufschlag
für unfraukirte Briefe findet nichr statt. — Die Em¬
pfangsbescheinigung für einen recommandirten Brief
kostet2 /̂z Grote.

Dagegen ist das Porto für politische Blätter, z.B.
des Beobachters um 6 Prozent, erhöht, was wir der
Fürsorge Prenßens und Oesterreichs zu verdanken ha¬
ben. Wahrlich ein gutes Mittel, die Wirkung der Presse
wenn nicht gerade zu verhindern, doch zu erschweren.

Das Pferdemerrkt in dieser Wochewarwenig
ergiebig— der Handel sehr flau und waren auch wenig
Käufer vorhanden, wozu wohl das schlechte Werter
seinen Theil beitrug. Am Morgen des Markttages
waren etwa 400 Pferde ausgestellt. An den beiden
vorhergehenden Tagen hatte übrigens schon der bedeu¬
tendste Handel stattgefunden.

Aus sicherer Quelle können wir mittheilen, daß der
Obcrgerichtsrath Wibel hier, bekanntlich eins
der thätigsten und freisinnigsten Mitglieder unserer
bisherigen Landtage, und darum eben nicht sehr bevor¬
zugt in seiner Stellung , seine Entlassung aus dem
Staatsdienste uachgcsucht hat. Herr Wibel beabsich¬
tigt, in die Reihe der hiesigen Advokaten und zunächst
in die durch den Tod des Advokatv. Harten entstandene
Lücke cinzutreten. Wir können uns, bei der in frei-
llnnigcr Beziehung so beschränktenRichtung der meisten
hiesigen Advokaten, Glück wünschen zu dem Entschlüsse
des Herrn Wibel. Wir wünschen ihm eine recht leb¬
hafte Praxis und machen vor Allem die Clienten des
verst. Advokatv. Harten auf diese Veränderung auf¬
merksam. _

Anzeigen.
! Aufforderung , den Briefpost -Dienst betreffend *)

Die Großherzoglichc Regierung hat im 1. Stück
des XIII. Bandes des Gesetzblattes( vergl. Auz. 5 vom
10. d. M.) ein neues Regulativ für die inlän¬
dischen Posten  erlassen, welches am 15. d. M. in
Kraft tritt, darin aber die von allen praktisch erfahrenen
Sachkennern, namentlich von den Postbeamten, verlangte
Herabsetzung des inländischen Porto's für die kleinen
Entfernungen unter 3 oder 4 Meilen auf ^ Sgr.
oder 1 /̂z Gr. oder 6 Schwären nicht verfügt. — Es
werden deshalb alle Privat - Boten, Fuhrleute und
sonstige Besteller von Briefen und Packereien aufgc-
fordert, diese Gelegenheit nicht vorübcrgchen zu lassen,
um sich dieses kleinen Briefvcrkehrs durch Einrichtung
eines Botendienst-Netzes über das ganze Land nach
allen Orten, bis zu welchen Rentabilität die Ausdeh¬
nung gestattet, und so häufig, als es'irgcnd möglich ist,
vollständig zu bemächtigen. — Wir wollen praktisch
zeigen, daß die Postanstalt zu unsrer Bequemlichkeit
arbeiten soll, daß wir aber nicht des FiskaleinkommenS
wegen eine thenre Post zu unterhaltenbrauchen.

Oldenburg , 1852. Januar 11.
W. F.  Köhler.

Nachschrift.  Bei dieser Gelegenheitwird die
Staatsregierung aufgefordert, gegen das recht- und
Vertragswidrige Verfahren dss Stadt -Post-Amtes der
freien Hansestadt Bremen, welches sich nicht entblödet
hat, den Porto-Satz von 1 bez. 2 Sgr . in 3 bez. 5 Gr.
Gold umzuwandeln, also um etwa ^ Gr. zu erhöhen,
durch eine beschwcrdedrohende Ministerin!- Note und
nöthigen(falls durch schleunige Beschwerde beim Bun¬
destage wirksame Abhülfe zu schaffen; das Bremer
Publikum aber gleichfalls ersucht, gegen eine solche
unerlaubte Uebervorthcilnng Einspruch zu erhebe». —
Hoffentlich kann solch' kleinliche Sonder - Jnteressen-
Verfolgung der Postanstalten der kleineren Staaten
nicht mehr Bestand behalten, widrigenfalls ihnen der
Postdebit ganz entzogen und einer Bundesbehvrdc
übergeben werden muß.

Oldenburg , 1852. Januar 14.
W. F. K.

2) Diesem Artikel ist von der Redaktion der Oldcnb. Anzeigen
ohne Angabe eines Grundes, anscheinend in Folge einer von der Re¬
gierung nach meiner Ansicht staatsgruudgcschwidrig geübten ge¬
heimen Zensur die Aufnahme versagt. Da es im allgemeinen In¬
teresse liegt, denselben zu veröffentlichen, so lasse ich denselben hier
abdrnckeu. O.-G.-Amvalt Köhler.

, Kirchliches.
Gottesdienst.

Sonnabend, Bcichthandlung: fällt aus.
Sonntag, Frühkirche(8s . Uhr) Herr HofprcdigcrWallrotb.

Hanptkirche(10 Uhr) „ HülfSpred. Grambcrg.
Bibclstunde(2>/z Uhr) „ Pastor Gröning.

Die Pfarramtögeschäftc hat vom 18. bis 25. Jan . Herr Pastor
Gröning. Die Kirchenbücher führt Herr Kirchcnrath Elaußen.

Redakteur: Wilhelm Galberla. Druck von Heinrich Klesser in Oldenburg.



Gin Volksblalt.
Bis Mittc Januar erscheint Dienstags und Freitags eine Nninmcr in '/ , Bogen, dann drei Mal wöchentlich— Dienstags, Donnerstags

und Sonnabends. Der Vorausbczahlungsprcis  beträgt für das Quartal 48 Grote.

IX. ladrZMk. Dienstag , den 20 . Januar 1852 . 6.

Die Stolgebühren und der Kommunismus. !
Hic und da in den Gemeindenregt sich jetzt ein j

Geist des Widerspruchs gegen die geschehene Anf-
hci'nng der Stolgebühren, und man sollte fast glauben,
daß der Widerwille gegen diese Aufhebungallgemein
sei. Wir glauben dies übrigens nicht. Wenn die
Kirchcnausschüssc und engeren Gemeindeversamm¬
lungen in den Landgemeinden, die in der Regel der
Mehrzahl nach ans begüterten Hanslcutenund anderen
vermögenden Grundbesitzern bestehen, sich für Wieder¬
einführung der Stolgebühren aussprechen und andere
Gemeindenanffordcrn, ein Gleiches zu thun, so be¬
weist das nur den alten Satz, daß der Wohlhabende^
für den Armen nicht zahlen will, und daraus folgt
wieder nur, daß reiche Leute selten viel Gcmcinsinn
und Patriotismus besitzen. Was soll man dazu
sagen? Sic haben das Recht, ihre Meinungen zu
«uißerm und durch Petitionen an -die Synode für ihre
Zwecke zu wirken, und sic mögen es thun. Wenn
aber Gemeinden wie Ganderkeseedie Ausführung
des Gesetzes über die Aufhebung der Stolgebühren
verweigern, oder wie Rastede, die aufgehobenen Stol¬
gebühren wieder einführcn, so müssen wir solche Wider¬
setzlichkeit, solche ungesetzliche Schritte aufrichtig
beklagen. Mit welcher Stirn können wir über i
Oktroyirung, Wortbruch und Meineid in höheren
Sphären klagen, wenn wir selbst die Schrankendes
Gesetzes so wenig achten? Und erhalten, solchen
Thatsachcn gegenüber, die Feinde volksthünilichcr
Staats - und Kirchenordnungen nicht scheinbar Recht,
wenn sie behaupten, das Volk sei für freisinnige Ver¬
fassungen noch nicht reif?

Angenehm hat uns daher eine Nachricht ans
Strückhausenin Nr. 7 der Oldenburger Zeitung über¬
rascht, nach welcher das Kirchspiel Strückhausen kürz¬
lich beschlossen hat , die Stolgebühren aufzuhcbcn.
Etwas seltsam erscheint cs freilich, daß die engere
Gemeindeversammlunghier gethan hat, was der
Kirchenrathschön vor einem Jahre hätte thun sollen.
Nimmt man dazu, daß der Einsender zwischen dem
Kirchspiel Strückhausenund dem Kirchspiel Rastede,
wo, wie gesagt, kürzlich das Gcgcntheilbeschlossen ist,
eine Parallele zieht, so konnte man versucht werden
zu glauben, die Strückhauserhätten ähnlich wie die
Rastedcrbeschlossen, wenn in der Nachricht nicht mit
klaren Worten gesagt wäre, man habe beschlossen, die
Stolgebühren anfznhebcn, und wenn nicht von einer
Entschädigung die Rede darin wäre. Ucber den Sinn
des Artikels kann aber vollends kein Zweifel mehr
sein, wenn man als Grund des in Rede stehenden Be¬
schlusses angegeben findet, man wolle dem Kommunis¬
mus nicht länger in die Hände arbeiten. Wodurch
geschieht dieses? Dadurch, daß man die ärmeren
Volksklasscn mit Abgaben belastet, die sic erdrücken
und an den Bettelstabbringen müssen; dadurch, daß
die Arbeitgeberden Arbeitern den Brodkorb immer
höher hängen; dadurch, daß man, anstatt Kapital und
Arbeit mit einander anszusvhne», den Riß zwischen
Besitzenden und Besitzlosen absichtlich vergrößert, und
letztere zwingt, den schreckcncrregcndcn Lehren des
KommunismusOhr und Herz zu öffnen. Daß auch
die Wiedereinführungder in vieler Beziehung unzweck¬
mäßigen Stolgebühren einen Beitrag zur Vermehrung
des Proletariats und zur Erbitterung der Dürftigen
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